
Dritter Anlauf der Koalitionsfraktionen beim Fracki ng:  
Statt Verbot Verschiebung der Verantwortung an die Bundesländer 
 
(Bonn, Berlin, 03.05.2013) Mit Empörung hat der Bun desverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU) auf die Berichte über den geplan ten dritten Anlauf zur Behandlung des 
neues Fracking-Rechts im Bundeskabinett reagiert. C DU/CSU und FDP sollen sich zuvor auf 
ein „neues Konzept“ geeinigt haben. Doch weiterhin ist es nicht das Ziel Fracking zu 
verbieten, sondern zu ermöglichen. Der BBU appellie rt an die kritischen 
Unionsabgeordneten, die bisher ein Fracking-Recht v erhindert haben, sich durch derartige 
Vorstöße nicht in ihrer Haltung irritieren zu lasse n. 
 
Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu: „Zentraler Punkt der 
überarbeiteten Entwürfe ist eine Klausel, die es den Ländern ermöglichen soll, mit eigenen 
Verordnungen die Gasförderung einzuschränken. Das ist keine Lösung des Problems. Erstens 
erlaubt das Wasserhaushaltsgesetz bereits jetzt, in weiten Teilen vom Bundesrecht abzuweichen. 
Und zweitens wird so lediglich die Verantwortung an die Länder verschoben. Wir fordern ein Verbot 
von Fracking und nicht die weitere Zersplitterung des Umweltrechts.“ 
 
Engagement unterstützen 
 
Zur Finanzierung seines vielfältigen Engagements bittet der BBU um Spenden aus den Reihen der 
Bevölkerung. Spendenkonto: BBU, Sparkasse Bonn, BLZ 37050198, Kontonummer: 19002666.  
 
Informationen über den BBU und seine Aktivitäten gibt es im Internet unter www.bbu-online.de; 
telefonisch unter 0228-214032. Die Facebook-Adresse lautet www.facebook.com/BBU72. 
Postanschrift: BBU, Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn.  
 
Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er 
wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und 
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die themenübergreifende 
Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und 
umweltfreundliche Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die 
gefährliche CO2-Endlagerung und für umweltfreundliche Energiequellen. 
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